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Allokationsverfahren für
Hochschulbudgets: lst die
First-best-Lösung möglich?

Im Beitrag >Optimale Allokotion von

Hochschul-Budgets<, schlögt Sönke Albers eine
*First-best-Lösung< fiir die Mittelvergabe
zwischen bzw. in Hochschulen vor. Im folgenden
soll gezeigt werden, welche in der Realitöt
vorliegenden Restriktionen ein Abweichen vom

First-best-Ansotz notwendig erscheinen lossen

und wie alternative Lösungen aussehen könnten.
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r. Merkmale des First-best-Allokationsverfahrens

Albers Beitrag steht in einer Reihe aktueller Ansätze,

die Mittelvergabeverfahren an Hochschulen mit öko-
nomischen Theorien fundieren. [1] Die ökonomische

Perspektive ermöglicht es, die bisher entwickelten,

vorwiegend auf Plausibilitätsüberlegungen aufbau-
enden Allokationsmodelle kritisch zu überprüfen. Al-
bers zeigt, daß neue Verfahren der Indikatorsteue-
rung grundsätzlich den richtigen Weg weisen. Er

schlägt darüber hinaus eine spezifische Optimallö-
sung vor, bei der die Leistungsmessung in Forschung

und Lehre über einen gewichteten Index ftir jeden
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Zuweisungsempfänger individuell konzipiert ist. Zu-

dem soll die Mittelverteilung proportional zum Pro-

dukt aus Leistung und Erfolgselastizität erfolgen.

Diese Optimalitätsbedingungen beschreiben eine

nFirst-best-Lösungr, also eine optimale Allokation
unter vereinfachten, idealisierten Rahmenbedingun-

gen. Dies bedeutet, daß

. die Optimierung isoliert von weiteren Kontexten

und Entscheidungsebenen erfolgt (beispielsweise

wird einerseits nicht einbezogen, ob die Gestal-

tungsfragen auf der Ausgabenseite von Hochschu-

len - Stichwort Globalhaushalte - Rückwirkungen

auf das optimale Zuweisungsverfahren haben;

auch werden andererseits neben der Effizienz
keine weiteren Anforderungen an ein Mittelver-

I gabeverfahren betrachtet, die möglicherweise mit
dem Effizienzziel konkurrieren) ;

r vereinfachte, ideale Prämissen gesetzt werden
(2.B. in bezug auf das Verhalten der beteiligten
Akteure und die Informationsgegebenheiten).

Im folgenden wird exemplarisch gezeigt, ob und wie

vom First-best-Allokationsmechanismus abgewichen

werden sollte, wenn man zusätzliche Restriktionen
im Optimierungskalkül einführt, die von diesen idea-

len Annahmen abweichen. Dabei wird zumeist auf
die staatliche Mittelvergabe an Hochschulen Bezug

genommen.

z. Restriktion l: Eigennützige Entscheidungsträger

Die Ausgangswerte für die Mittelverteilung sollen

sich bei Albers über die Gewichte gi ergeben, die sich

an fachspezifischen Ist-Kostendifferenzen und an der

gesellschaftlichen Relevanz von Lehr- und For-

schungsleistungen orientieren. Die im Erfolgsindex
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E1 jeweils enthaltenen Leistungskriterien sollen nach
ihrer Erfolgsrelevanz von der akademischen Commu-
nity (2.8. unter Mitwirkung der DFG) festgelegt wer-
den. Es wird dabei unterstellt, daß die Entschei-
dungsträger tatsächlich das gesellschaftlich optimale

Sr wählen und die Zusammensetzung von E1 objektiv
nach dem gesellschaftlichen Nutzen der Hochschul-
produkte bestimmen. Dabei wird übersehen, daß
nach der mikroökonomischen Logik alle Akteure in-
dMduelle, eigennützige Zielfunktionen unter gege-

benen Restriktionen maximieren. [Z] Will man kon-
sistent ökonomisch argumentieren, muß man auch
dies einbeziehen. In diesem Fall zeigt sich, daß die
vorgeschlagene Allokationsregel Ineffizienzen erzeu-
gen kann:

o Wird bei der staatlichen Mittelvergabe über g1 ent-
schieden, werden die Gewichte ftir einzelne Hoch-
schulen nach dem Lobbying-Druck bestimmt, den

die Hochschulen im politischen Prozeß ausüben

können. Eine Benicksichtigung der gesellschaft:

lichen Relevanz bei der Gewichtung zwischen In-
stitutionen erscheint illusorisch. Historisch ge-

wachsene Ist-Kosten-Differenzen werden manife-
stiert. Dadurch wird die Chance versäumt, durch
Indikatormodelle bisherige Ausstattungen in Frage

zu stellen und Ungleichbehandlungen einem Plau-
sibilitäts- und Sensitivitätstest [3] auszusetzen.

r Entscheiden Wissenschaftler über E1, werden sie im
Sinne individueller Rationalität die Zusammen-
setzung von Ei strategisch so bestimmen, daß die

eigenen Einnahmen maximiert werden bzw. daß

die Anreize ihren eigenen Präferenzen ftir For-
schung und Lehre entsprechen, die nicht unbe-
dingt mit gesellschaftlichen Bedürfrrissen dek-
kungsgleich sind. [a] D.h. beispielsweise, daß ein
bestimmter Forschungsindikator nicht deshalb ho-
hes Gewicht innerhalb von Er erhält, weil er tat-
sächlich das wesentliche Leistungselement dar-
stellt, sondern weil er besonders leicht zu beein-
flussen bzw. flir die Karriere von Wissenschaftlern
besonders nützlich ist.

Eine Second-best-Allokationsregel müßte diese In-
teressenaspekte als Restriktion einbeziehen und sich
von der First-best-Lösung folgendermaßen unter-
scheiden:
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o Die Berücksichtigung von Kostendifferenzen
durch Gewichte ist unerläßlich. Statt einer Ge-
wichtung der Ausgangswerte zwischen den In-
stitutionen sollte jedoch eine fachspezifische Ge-
wichtung bei einzelnen Indikatoren (2.8. bei Stu-
dierendenzahlen) erfolgen. Dabei werden ftir die
Kostendifferenzen, beispielsweise zwischen Gei-
stes- und Naturwissenschaften, Durchschnitts-
werte herangezogen. Für alle Zuweisungsempfän-
ger gelten damit die gleichen Gewichte. Eine bis-
herige Besserstellung einer Hochschule (d.h. im
Beispiel überdurchschnittliche Zuweisungen pro
Studierendem) ftihrt im Indikatormodell zu finan-
ziellen Verlusten. Die politische Entscheidung zur
Besserstellung wird über die Indikatoren trans-
parent; soll die Besserstellung beispielsweise auf-
grund von hoher Ausbildungsqualität beibehalten
werden, bedarf dies einer expliziten politischen
Entscheidung, die das Indikator-Verteilungsergeb-
nis korrigiert.

. Der Leistungsindex Er sollte doch für alle Zuwei-
sungsempfänger große standardisierte Teile ent-
halten (unter Verwendung der gängigen Leistungs-
größen Studierende, Absolvierende, Promotionen
und Drittmittel). Dadurch wird die Möglichkeit zu
strategischem Verhalten begrenzt, gleichzeitig
könnte aber Albers Idee der individuellen Lei-
sfungsmessung partiell umgesetzt werden. Die IGi-
terien und Gewichtungen in einem individuellen
Leistungsindex sollten allerdings zwischen Zuwei-
sungsgeber und -empfänger per Zielvereinbarung
konsensual beschlossen werden.

3. Restriktion ll: Zielpturalität und Gtobalhaushalt

Die Entwicklung von Modellen der Mittelvergabe
darf nicht abgekoppelt von der gleichzeitig wach-
senden Autonomie der Hochschulen auf der Aus-
gabenseite betrachtet werden- In diesem Kontext sind
Vergabemodelle nicht nur auf das Effizienzziel aus-
gerichtet, sondern erfü{len weitere Funktionen. [5]
U. a. sollen sie Globalzuweisungen legitimieren, in-
dem sie den Grund für die Zuweisungen per [n-
dikatormessung transparent machen und damit Lei-
stungsgerechtigkeit nachweisen. Die obige First-
best-Lösung erfüllt die Legitimationsfunktion nur
unvollkommen:
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o Die individualisierte Leistungsmessung und die
Aggregation der Leistungskriterien zu einem Index
sorgt ftir Intransparenz der Leistungsmaßstäbe.

r Die 0rientierung an den Elastizitäten könnte - wie
Albers selbst andeutet - dem Gerechtigkeitsemp-
finden widersprechen, woraus ebenfalls Legitima-
tionsprobleme resultieren. Man könnte argumen-
tieren, durch das Vergabemodell würden auch die
bisher rfaulen* Wissenschaftler belohnt, die noch
höhere Potentiale zur Leistungssteigerung aufilrrei-

sen als die bereitsjetzt Erfolgreichen.

Erneut empfiehlt sich, die Individualisierung nur bei
einem Teil der Leistungsindikatoren zu betreiben und
ansonsten standardisierte Indikatoren zu verwenden.
Außerdem wäre zu überlegen, doch auf die Elasti-
zitäten in der Formel zu verzichten. Der positive
Effekt der Verwendung von Elastizitäten, nämlich
Entwicklungschancen flir innovative, junge Wissen-
schaftler zu schaffen, kann auch über andere Maß-
nahmen realisiert werden. So emFfiehlt sich bei-
spielsweise neben der formelgebundenen Mittelver-
gabe die Einrichtung eines Innovationspools beim
Zuweisungsgeber, aus dem (per Antragsverfahren)
innovative Vorhaben gefördert werden.

4. Restriktion lll: Bestimmung der Elastizitäten

Albers zeigf,, daß seine Optimallösung unter einfa-
chen Annahmen über die Reaktionsfunktion empi-
risch handhabbar ist. Letztlich gilt bei Albers der
einfache Zusammenhang Dmehr Geld, mehr Lei-
stung(, und zwar in Form einer stetigen Funktion mit
abnehmenden Grenzerträgen. Stabile Elastizitäts-
werte sind aber kaum zu ermitteln, wenn man be-
rücksichtigt, daß

r Reaktionsfunktionen möglicherweise Sprünge auf-
weisen können; beispielsweise ist ein stetiger Ver-
lauf fraglich, wenn ab einem bestimmten Bud-
getvolumen ein Großgerät beschafft werden kann,
das mit einem sprunghaften Anstieg der Lei-
stungsindikatoren verbunden ist;

r Finanzautonomie, die mit der Indikatorsteuerung
verknüpft ist, daflir sorgt, daß die Bedingungen für
die Produktion wissenschaftlicher Leistungen ge-
rade nicht konstant sind. Denkbar ist, daß eta-
blierte, bereits erfolgreiche Zuweisungsempfänger
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die neue finanzielle Freiheit besonders gut nutzen

- dann würde eine Drehung der Reaktionsfunktion
vorliegen, welche die funktionalen Beziehungen

zwischen Budgetvolumen und Leistung ändert.
Mit steigendem Budget muß daher die Erfolgs-
elastizität nicht mehr zwingend sinken.

5. Fazit

Die Modifikationen infolge der dargestellten Restrik-
tionen deuten an, daß praktikable Allokationsver-
fahren, die keiner First-best-Welt bedürfen, mögli-
cherweise zwischen den gängigen Indikatormodellen
und Albers Vorschlag liegen. Alle angesprochenen
Modifikationen der Albers-Regel deuten in Richtung
auf Indikatorenmodelle, wie sie derzeit in verschie-
denen Bundesländern diskutiert und umgesetzt wer-
den. Allerdings könnten die Albers-Ideen integriert
werden, beispielsweise über einen partiellen Index-
ansatz. Fraglich ist, ob man tatsäcldich die Erfolgs-
elastizität einbauen sollte; aufjeden Fall sollte man
aber das Anliegen ernst nehmen, jungen Zuwei-
sungsempfängern mit hohen Erfolgsaussichten fi-
nanzielle Grundlagen für eine Entwicklung zu er-
möglichen (ggf. jedoch über andere Maßnahmen).

Anmerkungen

[t] Ökonomische Analysen der Mittelverteilung und In-
dikatorsteuerung finden sich beispielsweise bei Körber-
Weik (1998), Ziegele (l9e8b), Fandel/cal (1997).

[2] Vgl. Ziegele, F. (19e8a), S.4.
[3] VgI. Wissenschaftlicher Beirat Globalhaushalt Nieder-

sachsen (1998), S.39f.
[4) Z.B. wenn man für Wissenschaftler die Verhaltensfunk-

tion des Prestigemaximierers mit anreizbedingten Prä-
ferenzen ftir Forschung unterstellt, Vgl. Ziegele (1998b),
s. 82 ff.

[5] Vgl. Wissenschaftlicher Beirat Globalhaushalt Nieder-
sachsen (1998), S. 14-20.
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